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2. Niederschrift 

über die Gemeinderatssitzung vom Dienstag, 22. März 2016, im Sitzungszimmer des 

Gemeindeamtes. 

 

Beginn: 20:00 Uhr 

 

Ende: 21:40 Uhr 

 

Anwesend: Bürgermeister Dietmar Schöpf, Bgm.-Stv. DI Bernhard Brötz, Irene 

Steiner, Nikolaus Moll, Theresia Venier, Udo Steidle, David Huber, Johann 

Neuner, Lydia Pittl, Heidrun Wieser, Marina Schnaiter, DI (FH) Johannes 

Neubauer, Thomas Auer  

 

Entschuldigt: ----- 

 

Ersatzmitglied: ----- 

 

Sonstige Anw.: ----- 

 

Schriftführer: Alfons Valtiner  

 

Tagesordnung:  

1. Fertigung der 64. Niederschrift über die GR-Sitzung vom 23.02.2016 und Fertigung der  

1. Niederschrift über die GR-Sitzung vom 14.03.2016 

2. Festsetzung der Aufwandsentschädigung für den Bürgermeisterstellvertreter und die 

Gemeinderätinnen und Gemeinderäte  

3. Besetzung des Überprüfungsausschusses 

4. Ausschüsse der Gemeinde Hatting 

5. Budgetsituation – allgemeine Information  

6. Personalsituation der Gemeinde – allgemeine Information  

7. Beschlussfassung über Auflage und Erlassung des Bebauungsplans Nr. 318B012-16 (Gpn. 

1381/1 und 1381/2)  

8. Inkamerierungs- und Exkamerierungsbeschluss bzgl. Grundtauschvertrag zw. Pfarre und 

Gemeinde  

9. Mietzinsbeihilfe (geschlossener TO-Punkt)  

10. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 

Verlauf der Sitzung: 

 

Der Bürgermeister begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung. Gemäß § 44 TGO 2001 

wird die Beschlussfähigkeit festgestellt.  

 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat einstimmig, noch folgenden 

Punkt in die Tagesordnung aufzunehmen:  

 

11. Auszahlungen aus dem Sozial- und Notfallfonds (geschlossener TO-Punkt)  
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Gemäß § 36 (Abs. 3) der TGO 2001 beschließt der Gemeinderat einstimmig, die 

Tagesordnungspunkte 9 und 11 zur Gänze unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu behandeln.  

 

Auf Hinweis des Bürgermeisters sind alle anwesenden Gemeinderatsmitglieder damit 

einverstanden, dass - gemäß der Abmachung des Gemeinderates vom 07.12.2010 - die 

Protokollierung der GR-Sitzungen ergebnisorientiert geführt wird und stimmen somit einer 

Ergebnisprotokollierung für die nächsten 6 Jahre zu. Das heißt, dass diverse Wortmeldungen 

in die Niederschriften nur dann aufgenommen werden, wenn der/die betroffene 

Gemeinderat/Gemeinderätin dies wünscht und auch entsprechend zum Ausdruck und zur 

Protokollierung bringt.  

 

 

1. Fertigung der 64. Niederschrift über die GR-Sitzung vom 23.02.2016 und Fertigung der 

1. Niederschrift über die GR-Sitzung vom 14.03.2016 

 

 

Die 64. Niederschrift über die GR-Sitzung vom 23.02.2016 und die 1. Niederschrift über die 

GR-Sitzung vom 14.03.2016 werden von allen anwesenden Gemeinderatsmitgliedern 

vollinhaltlich zur Kenntnis genommen. 

 

 

2. Festsetzung der Aufwandsentschädigung für den Bürgermeisterstellvertreter und die 

Gemeinderätinnen und Gemeinderäte 

 

 

Im Merkblatt für die Gemeinden Tirols 88. Jahrgang / Dezember 2015 wird u.a. zitiert, dass 

die Bezüge der Bürgermeister-Stellvertreter, denen bestimmte Aufgaben, die eine erhöhte 

Verantwortung und einen erheblichen Zeit- und Arbeitsaufwand erfordern, zur Besorgung 

übertragen wurden, ab 1. Jänner 2016 mindestens 7,20 % bzw. € 656,90 brutto (1.001 bis 

2.000 EW) des Bezuges eines Nationalrates betragen muss. Bei Bürgermeister-Stellvertretern 

mit besonderen Aufgaben kann der Gemeinderat einen Bezug bis zu 18,00% beschließen; lt. 

Bgm.-Stv. DI Bernhard Brötz steht dies aber nicht zur Debatte und somit gilt die 

Aufwandsentschädigung für den Bürgermeister-Stellvertreter mit dem gesetzlichen 

Mindestmaß von 7,20 % des Bezuges eines Nationalrates.  

 
 

Beschlussfassungen:  

 

- Der Gemeinderat beschließt mit 12 Stimmen und 1 Stimmenthaltung die Festsetzung der 

monatlichen Aufwandsentschädigung für den Vizebürgermeister DI Bernhard Brötz mit 

dem gesetzlichen Mindestmaß von 7,20 % des Bezuges eines Nationalrates. 

 

- Da die Arbeit aller Gemeinderätinnen und Gemeinderäte für die Gemeinde von allen 

anwesenden GR-Mitgliedern als freiwillige und ehrenhafte Tätigkeit wahrgenommen 

wird, fasst der Gemeinderat den einstimmigen Beschluss, auch künftig auf eine finanzielle 

Entschädigung („Sitzungsgeld“) zu verzichten.  
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3. Besetzung des Überprüfungsausschusses 

 

 

Gemäß § 83 der Tiroler Gemeindewahlordnung 1994 werden vom Gemeinderat folgende vier 

Mitglieder nach mündlicher Namhaftmachung durch die Gemeinderatsparteien in den 

Überprüfungsausschuss gewählt:  

 

 Udo Steidle 

 Nikolaus Moll 

 Lydia Krug  

 Johannes Neubauer  

 

Termin für die konstituierende Sitzung: Mo. 04.04.2016, 19:00 Uhr  

 

 

4. Ausschüsse der Gemeinde Hatting 

 

 

Nach kurzer Erläuterung und Vorschlag des Bürgermeisters einigt sich der Gemeinderat 

einstimmig auf folgende, bewährte Ausschüsse für die kommende 6-jährige Funktions-

periode:  

 

(1) Ausschuss für Raumordnung, Bauangelegenheiten und Verkehr 

(2) Ausschuss für Umwelt und Landwirtschaft  

(3) Ausschuss für Jugend, Familie, Soziales und Pflege  

(4) Ausschuss für Kultur und Dorfentwicklung  

 

Auf Vorschlag der Gemeinderatsmitglieder werden die oben genannten Ausschüsse wie folgt 

einstimmig personell vorab besetzt:  

 

Ausschuss für Raumordnung, Bauangelegenheiten und Verkehr 

Bgm.-Stv. DI Bernhard Brötz, Udo Steidle, Stefanie Fiegl, Johannes Neubauer 

Termin für die konstituierende Sitzung: Di. 12.04.2016, 19:00 Uhr 

 

Ausschuss für Umwelt und Landwirtschaft 

Theresia Venier, Johann Neuner, Christoph Zanon, Julia Bauer, Thomas Auer 

Termin für die konstituierende Sitzung: Di. 19.04.2016, 20:00 Uhr 

 

Ausschuss für Jugend, Familie, Soziales und Pflege 

Irene Steiner, Nikolaus Moll, Bettina Fichtel, Riepler Karina, Thomas Auer  

Termin für die konstituierende Sitzung: Di. 26.04.2016, 20:00 Uhr 

 

Ausschuss für Kultur und Dorfentwicklung 

David Huber, Nikolaus Moll, Marina Schnaiter, Heidi Wieser  

Termin für die konstituierende Sitzung: Mi. 27.04.2016, 20:00 Uhr 

 

Bgm. Dietmar Schöpf bringt noch zur Kenntnis, dass die Ausschüsse auch mit nicht politisch 

tätigen Personen noch erweitert und besetzt werden können, bedankt sich für die 

Einsatzbereitschaft, hofft nach den jeweiligen Konstituierungen auf selbständiges und 

konstruktives Arbeiten und somit auf eine entsprechende Unterstützung für diverse 

Entscheidungen im Gemeinderat.  
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5. Budgetsituation – allgemeine Information 

 

 

GR Nikolaus Moll erklärt dem neuen Gemeinderat mittels PowerPoint ausführlich und 

übersichtlich die allgemeine Finanzgebarung sowie die finanzielle Entwicklung der Gemeinde 

Hatting der letzten Jahre.  

 

Die gesamte PowerPoint-Präsentation ist im Anschluss dieser Niederschrift als `Anhang 1´ 

ersichtlich. 

 

 

6. Personalsituation der Gemeinde – allgemeine Information 

 

 

GR Nikolaus Moll informiert anhand eines Organigramms die derzeitige Personalsituation in 

der Gemeinde Hatting und stellt fest, dass bei insgesamt 20 angestellten Personen die 

Auslastungskapazität (Ist-Auslastung/Beschäftigungsgrad) bei 13,21 liegt.  

 

Das Organigramm ist der Niederschrift als `Anhang 2´ angeschlossen.  

 

Personalstand v. 10.03.2016:  

 

Name Bereich Anstellung 

   

Monika Brindlinger Kindergarten 83,33 % 

Claudia Coreth  Verwaltung/Buchhaltung  62,50 % 

Christian Gassler Bauhof 50,00 % 

Benjamin Haslwanter Kindergarten 50,00 % 

Barbara Hochenegger Reinigung  75,00 % 

Veronika Hochenegger Kindergarten  62,50 % 

Gertraud Kluckner  Reinigung 100,00 % 

Elke Köll-Semrad Kindergarten (Leitung) 100,00 % 

Monika Krug Reinigung 25,00 %  

Simone Lener  Schule/Nachmittagsbetreuung 50,00 % 

Michael Lindenthaler  Forst  40,00 % 

Katja Moll Verwaltung/Buchhaltung 62,50 % 

Andreas Rödlach Bauhof 50,00 % 

Andrea Singer Reinigung  57,50 % 

Michaela Spiß Kindergarten 52,50 % 

Alfons Valtiner  Verwaltung/Amtsleitung 100,00 % 

Michaela Valtiner Verwaltung/Bürgerservice 57,50 % 

Sarah Voppichler Kindergarten 56,25 % 

Georg Wild Bauhof 100,00 % 

Eva-Maria Wimmer Kindergarten 84,38 % 

 

 

7. Beschlussfassung über Auflage und Erlassung des Bebauungsplans Nr. 318B012-16 

(Gpn. 1381/1 und 1381/2) 

 

 

Entwurf für Bebauungsplan vom 24.02.2016 – Arch. Dipl.-Ing. Ofner Erwin 
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ERLÄUTERUNG 

Bebauungsplan nach § 56 Abs. 1 TROG 2011 (318B012-16) 

PLANUNGSBEREICH: „Mairbachweg / Liesegang“  

1.0 PLANUNGSGRUNDLAGEN 

 Digitale Katastralmappe Hatting (DKM 81302), Quelle: Land Tirol, Stand: Okt. 2015  

 Projektunterlagen:  

Baueingabe Neubau Einfamilienhaus vom 13.01.2016 

 Bauwerber: Dominik und Michaela Liesegang  

 Planer: up.art Baumeister GmbH & CoKG 

 Lageplan gemäß § 24 TBO 2011 

Fa. Trigonos, GZ: 262/2015 TB 

 Gesetzliche Grundlagen: 

 Tiroler Raumordnungsgesetz TROG 2011 

 Tiroler Bauordnung TBO 2011 

 Planzeichenverordnung vom 2013 

2.0 PLANUNGSBEREICH 

 Name:  Mairbach / Liesegang  

  

Betroffene Grundstücke nach DKM: 1381/1 und 1381/2 zur Gänze 

 

Lage und Nutzung: Der Planungsbereich liegt innerhalb des Siedlungsgebietes am 

Mairbachweg. Der nördliche Bauplatz ist neu gebildet und bislang unbebaut. Der 

südliche Bauplatz ist mit einem Wohnhaus bebaut. Das Gelände ist nach Norden 

geneigt, Höhenlage des Geländes am Mairbachweg 624,76 m.ü.A.   

3.0 ANLASS DER ERSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

Im Sinne einer geordneten und geregelten Bebauung soll für den Planungsbereich 

verminderte Abstandsbestimmungen erlassen werden. Der Auftrag zur Erstellung des 

Bebauungsplanes wurde durch die Gemeinde Hatting am 12.02.2016 erteilt.  

4.0 AUSGANGSLAGE 

 4.1. KENNTLICHMACHUNGEN 

  

 4.1.1.  Nutzungsbeschränkungen 

  

Wildbachgefahrenzone  

Der Planungsbereich liegt laut Gefahrenzonenplan zur Gänze in der gelben Zone 

Wildbachgefährdungsbereich (WG). Die Stellungnahme der Wildbach- und 

Lawinenverbauung ist zu beachten.  

 

Gasleitung 

Im Planungsbereich verläuft eine Gasleitung der TIGAS. Ein beidseitiger 

Schutzbereich von 1 m ist wirksam.  
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4.2. BESTEHENDE FESTLEGUNGEN 

 

 4.2.1.  Örtliches Raumordnungskonzept 

  

Im örtlichen Raumordnungskonzept liegt der Bereich innerhalb der baulichen 

Entwicklungszone. Es ist eine Bebauung entsprechend der Flächenwidmung 

vorgesehen.  

  

4.2.2.  Flächenwidmungsplan  

 

Für den Planungsbereich ist gemischtes Wohngebiet gemäß § 38 Abs. 2 TROG 2011 

ausgewiesen.  

 

4.2.3.  Allgemeiner Bebauungsplan 318A016-03 

 

Für den Planungsbereich sind eine Straßenfluchtlinie und eine Baumassendichte von 

mindestens 0,80 festgelegt.  

 

4.2.4.  Grundsatzbeschluss über Höchstdichten  

 

Laut Gemeinderatsbeschluss vom 11.07.2006 ist für den Planungsbereich - mit 

Ausnahme einer bestehenden höheren Dichte - eine maximale Baumassendichte von 

2,10 vorgesehen.  

 

4.3. INFRASTRUKTUR 

 

4.3.1.  Verkehrsmäßige Erschließung: 

 

Der Planungsbereich wird über den Mairbachweg (Gst. 1339, öffentliches Gut) 

erschlossen. Die Zufahrt zur zweiten Bautiefe erfolgt über eine Privatverkehrsfläche. 

Eine Überprüfung der Einfahrtsradien zum neuen Bauplatz ergab, dass für 

zweiachsige LKW die Zufahrt knapp gegeben ist, wenn von Südosten zugefahren 

wird.  

 

4.3.2.  Wasserversorgung 

 

Das bestehende Objekt ist erschlossen, für den neuen Bauplatz besteht die 

Anschlussmöglichkeit an die Gemeindeanlagen (Pflichtbereich).  

 

4.3.3.  Abwasserbeseitigung  

 

Der neue Bauplatz liegt im Pflichtbereich der öffentlichen Abwasserbeseitigung.  

5.0 NEUE FESTLEGUNGEN 

5.1. FESTLEGUNGEN NACH TROG 2011  

Festlegungen nach TROG 2011: 
1) STRASSENFLUCHTLINIE   

2) BAUFLUCHTLINIE   

3) 

 

BAUDICHTE BMD M 1,00 

BMD H 2,10 

Baumassendichte mindestens 1,00 

Baumassendichte höchstens 2,10 
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4) BAUWEISE Bw o 

0,4 TBO 

offene Bauweise  

Abstandsbestimmungen gemäß  

§ 6 Abs. 1 lit. a (0,4fach) 

5) BAUHÖHE OG H 2 

 

HG H 632,90 

Zahl der oberirdischen Geschoße 

höchstens 2  

oberster Punkt des Gebäudes höchstens 

632,90 Meter über Adria  
 

Anmerkungen: 

Zu 1) 

Die Straßenfluchtlinie gemäß § 58 TROG wird vom allgemeinen Bebauungsplan 

übernommen bzw. an den bestehenden Grundgrenzen des öffentlichen Gutes Gst 1339 

(Mairbachweg) festgelegt.  

Zu 2)  

Die Baufluchtlinie führt überwiegend 4 m parallel zur Straßenfluchtlinie der 

Gemeindestraße. Gebäudeteile und bauliche Anlagen (Nebengebäude) dürfen nur in 

den in der Tiroler Bauordnung besonders geregelten Fällen vor die Baufluchtlinie 

ragen oder vor dieser errichtet werden (§ 5 Abs. 2 TBO).  

Zu 3)  

Im Sinne einer grund- und bodensparenden Bebauung wird für den Planungsbereich 

die bestehende Baumassendichte von höchstens 0,80 laut 318ABP016-03 in eine 

Baumassendichte von mindestens 1,00 geändert.  

Im Hinblick auf den Grundsatzbeschluss des Gemeinderates vom 11.07.2006 wird eine 

Baumassendichte von höchstens 2,10 festgesetzt.  

Bei der Berechnung der Baumasse ist § 61 Abs. 3 TROG 2011 anzuwenden.  

Zu 4)  

Für den Bauplatz gilt die offene Bauweise.  

Im Hinblick auf eine verdichtete Bauweise werden zu den Grundgrenzen die Abstände 

gemäß TBO § 6 Abs. 1 lit. a (0,4 TBO, verminderte Abstände) festgelegt. Zu den 

Grundgrenzen außerhalb des Planungsbereiches sind die Abstände laut TBO § 6 Abs. 

1 lit. b (0,6 TBO) einzuhalten. Gegenüber der Verkehrsfläche wird der Abstand durch 

die Baufluchtlinie geregelt.  

Zu 5)  

Als Bauhöhe wird der oberste Punkt des Gebäudes mit höchstens 632,90 m.ü.A. 

bzw. mit 631,60 m.ü.A. (nördlicher Bauplatz) festgelegt. Untergeordnete Bauteile 

bleiben bei der Bemessung des obersten Punktes des Gebäudes außer Betracht. 

Zusätzlich wird die Höchstzahl der oberirdischen Geschoße entsprechend dem 

überwiegenden Bestand auf maximal 2 festgelegt. Zur Definition eines oberirdischen 

Geschoßes ist das TROG 2011 ausschlaggebend.  

ERGÄNZENDE INFORMATIONEN IM BEBAUUNGSPLAN: 

Straßenraum 

Das Grundstück des öffentlichen Gutes wird kenntlich gemacht.  

 

Höhen-Informationspunkt 

Der Höhenpunkt am Weg wird entsprechend Lageplan gemäß § 24 TBO, der Fa. 

Trigonos, GZ: 262/2015 TB kenntlich gemacht.  
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Beschlussfassungen:  

 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, den von Herrn Arch. DI Ofner Erwin 

ausgearbeiteten Entwurf zur Erlassung des Bebauungsplanes 318B012-16 gemäß § 66 Abs. 1 

des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2011, LGBl. Nr. 56, durch vier Wochen hindurch im 

Gemeindeamt Hatting während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

Personen, die in der Gemeinde Hatting ihren Hauptwohnsitz haben, und Rechtsträgern, die in 

der Gemeinde eine Liegenschaft oder einen Betrieb besitzen, steht das Recht zu, bis 

spätestens eine Woche nach dem Ablauf der Auflegungsfrist eine schriftliche Stellungnahme 

zum Entwurf abzugeben. 

 

Gleichzeitig mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes beschließt der 

Gemeinderat einstimmig, gemäß § 66 Abs. 2 des TROG 2011 die Erlassung des 

Bebauungsplanes 318B012-16. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn 

innerhalb der Auflegungsfrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird.  

 

 

8. Inkamerierungs- und Exkamerierungsbeschluss bzgl. Grundtauschvertrag zw. Pfarre und 

Gemeinde 

 

 

Hinsichtlich der beabsichtigten Grundstücksänderungen gemäß dem GR-Beschluss vom 

18.12.2012 (siehe unten) sowie auf Grundlage der Planurkunde des Dipl.-Ing. Christian 

Danzberger, GZ. 9713, sind lt. Schreiben des RA Dr. Klaus Nuener zur Grundbuchs-

durchführung des diesbezüglichen Tauschvertrages, abgeschlossen zwischen der röm.-kath. 

Pfarrkirche, der röm.-kath. Pfarrpfründe und der Gemeinde Hatting, noch sogenannte 

Inkamerierungs- und Exkamerierungsbeschlüsse (Widmung ins öffentliche Gut bzw. aus dem 

öffentlichen Gut) notwendig. Somit handelt es sich hierbei um einen Formalbeschluss, um die 

grundbücherliche Durchführung abschließen zu können.  

 

Auszug aus der Niederschrift über die Gemeinderatssitzung vom 18.12.2012 (TO-Pkt. 8 – 

Grundtausch Gemeinde/Pfarre): 

 

Die Grundtauschangelegenheit zwischen Gemeinde und Pfarre Hatting kann im Wesentlichen 

in drei Bereiche gegliedert werden: 

 

1. Grundbereinigung / Neuvermessung des östlichen Bereichs des Friedhofs: 

 

 Grundgrenzen entsprechen seit der Friedhofserweiterung und Errichtung der 

Urnenmauer nicht den tatsächlichen Gegebenheiten – eine Neuvermessung ist 

notwendig! 
 

 Pfarre erhält den Bereich innerhalb der neuen Friedhofsmauern (nordöstliches 

Eck), das sind ca. 15 m², der derzeit im Besitz der Gemeinde ist.  Somit wäre 

der gesamte Friedhof im Besitz der Pfarre!  
 

 Östlicher Friedhofszugang sollte im Grundbesitz der Gemeinde bleiben 
 

 Kosten für die Durchführung der Vermessung und Grundbuchseintragung: 

50 % Gemeinde, 50 % Pfarre 
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 Zukünftig soll es einen Pachtvertrag für den Friedhof zwischen Pfarre als 

Grundbesitzer und der Gemeinde als Verwalter des Friedhofs geben.  

 

2. Grundtausch Gehsteigfläche – Grundkauf Bukovec (Erweiterung der Gp. 1377) 

 

 Die Gemeinde hat 122 m² Grund von Bukovec Ludwig erworben und der 

Pfarre ohne entsprechende Gegenleistung im Jahr 2000 übertragen. 
 

 Die Pfarre kommt jetzt diesem Versäumnis nach und bringt dafür die benötigte 

Fläche für die Errichtung des Gehsteigs entlang der Oberdorfstraße (ca.130 

m²) als Tauschfläche ein.  
 

 Die benötigte Fläche für den Gehsteig von der Pfarre beträgt lt. Vermessung 

von Hubert Wild 127 m².  

 

3. Grundtausch „altes Feuerwehrhaus“ – Friedhofparkplatz: 

 

  Tauschflächen:  

Gp. .188 (altes Feuerwehrhaus): 122 m² - 14 m² (Gehsteig) = 108 m² 

Friedhofparkplatz: 88 m² (noch Teil der Gp. 1364 – Friedhof) 

 

 Problempunkt:  

 

Garage für Hr. Pfarrer und Abrisskosten des alten Feuerwehrhauses: 

 

Die Garage wurde 2007 mit einem Kostenaufwand seitens der Pfarre von 

23.000,-- € errichtet. Die Gemeinde hat der Pfarre damals eine mündliche 

Zusage bzgl. einer zeitlich unbegrenzten Nutzung dieser Fläche der Gp. .188 

als Garage gegeben; ein Dienstbarkeitsvertrag, der seitens der Diözese 

ausgearbeitet wurde, wurde von der Gemeinde nicht unterschrieben, da die 

Pfarre dem Versäumnis eines Grundtausches im Zusammenhang mit dem 

Erwerb der Fläche von Bukovec Ludwig nicht nachgekommen ist. Auch wurde  

kein anderweitiger Mietvertrag zw. Gemeinde und Pfarre bzgl. Nutzung dieser 

Fläche abgeschlossen. 

Da die Pfarre nun ihrem Versäumnis nachkommen will, wird erwartet, dass 

auch die Gemeinde ihrer mündlichen Zusage nachkommt. 

Aus der Historie bzgl. der Entstehung der Garage lässt sich durchaus eine 

moralische Verpflichtung seitens der Gemeinde ableiten, sich am Neubau einer 

Garage finanziell zu beteiligen. 

Fachliche Gutachten haben ergeben, dass ein Totalabriss des alten 

Feuerwehrhauses anzustreben ist. Ein Abriss ist aufgrund der 

Gehsteigerschließung der Oberdorfstraße notwendig!  

 

Angebot seitens der Gemeinde Hatting:  

 

1. 
 

Ausgangspunkt für die Kostenbeteiligung am Neubau der Garage seitens der 

Gemeinde sind die damaligen Ausgaben der Pfarre für den Garagenbau in der 

Höhe von 23.000,-- €. 

Davon abzuziehen ist die Sondersubvention, die die Pfarre von der Diözese für 

den Garagenbau erhalten hat.  Laut  Protokoll  der PKR-Sitzung v. 30.12.2007 
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waren dies 5.700 € (das sind 33 % der vorangeschlagenen Kosten für 

Baumeisterarbeiten in der Höhe von 12.180,-- € und für das Garagentor in der 

Höhe von 5.000,-- €) 
 

Weiters wird davon ausgegangen, dass das bestehende Garagentor wieder 

eingebaut wird. Die Anschaffungskosten von 6000,-- € (lt. Kostenaufstellung 

von Pfr. Slolina) werden dadurch auch in Abzug gebracht. 
 

Daraus ergibt sich folgende finanzielle Beteiligung der Gemeinde Hatting an 

einem Garagenneubau: 

 

23.000,-- € (Gesamtausgaben) 

-5.700,-- €  (Subvention der Diözese) 

-6.000,-- € (Garagentor)__________ 

11.300,-- €  

 

2. 
 

Die Gemeinde Hatting übernimmt 50 % der Abrisskosten des alten 

Feuerwehrhauses (derzeitiges Angebot für den Abriss: 9.000,-- € netto) 

 

3.  
 

Im Sinne einer guten Gesamtlösung wird der schmale Weg über die 

Widumswiese zum alten Feuerwehrhaus (Teil der Gp. 1373 und im Besitz der 

Gemeinde, ca. 100m²) im Falle eines Grundtausches „Parkplatz – altes 

Feuerwehrhaus“ der Pfarre übertragen. Dies würde eine deutliche 

Aufwertung der Pfarrgrundstücke Gp. 1372, 1374 und 1376 bedeuten, da sie 

nicht mehr durch eine „Fremdparzelle“ unterbrochen wären. 

 

Beschlussfassung:  

 

Der Gemeinderat hat die einzelnen Punkte eingehend diskutiert und ist der Meinung, dass 

damit ein transparentes und ein der Pfarre entgegenkommendes Angebot vorliegt. Im 

Anschluss an die Diskussion beschließt der Gemeinderat einstimmig diese Vorgangsweise 

bzw. dieses Angebot an die Pfarre Hatting.  

 

Bürgermeister Dietmar Schöpf wird in der nächsten Sitzung des Pfarrkirchenrates, 

voraussichtlich noch im Dezember 2012, dieses Angebot der Pfarre Hatting unterbreiten, in 

der Hoffnung, dass der Pfarrkirchenrat dieses Angebot der Gemeinde Hatting akzeptieren 

wird. Somit könnten die offenen Grundtauschangelegenheiten zwischen Gemeinde und Pfarre, 

die seit dem Jahre 1994 nicht endgültig abgeschlossen werden konnten, zu einem endgültigen 

Abschluss gebrachte werden. 

 
 

Beschlussfassungen:  

 

Inkamerierungsbeschluss  
 

Zur grundbücherlichen Durchführung des obzitierten Tauschvertrages fasst der Gemeinderat 

den einstimmigen Beschluss, dass die in der gegenstandsrelevanten Planurkunde des Dipl.-

Ing. Christian Danzberger, GZ. 9713, mit Nummern bezeichneten Trennstücke 3, 6, 9, 12, 13, 

10, 1, 2, 5 und 16 in das öffentliche Gut gewidmet werden (Inkamerierung, i.S. des § 13 

Tiroler Straßengesetz, LGBl. Nr. 13/1989).  
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Exkamerierungsbeschluss  
 

Zur grundbücherlichen Durchführung des obzitierten Tauschvertrages fasst der Gemeinderat 

den einstimmigen Beschluss, dass die in der gegenstandsrelevanten Planurkunde des Dipl.-

Ing. Christian Danzberger, GZ. 9713, mit Nummern bezeichneten Trennstücke 14, 11, 15, 17 

und 18 aus dem öffentlichen Gut gewidmet werden (Exkamerierung).  

 

 

9. Mietzinsbeihilfe (geschlossener TO-Punkt) 

 

 

Gemäß Beschlussfassung ist der Tagesordnungspunkt 9 zur Gänze unter Ausschluss der 

Öffentlichkeit zu behandeln. Es wird auf das dafür eigens geführte Protokoll verwiesen.  

 

 

10. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 

 

Bgm. Dietmar Schöpf  

 

 ELAK: Im Sinne von E-Government (Vereinfachung und Durchführung von 

Verwaltungsprozessen zw. behördlichen Institutionen sowie zw. diesen Institutionen 

und Bürgern durch den Einsatz von digitalen Technologien) wurde in den letzten 

Tagen der Elektronische Akt (ELAK) in der Gemeindeverwaltung inkl. Buchhaltung 

gestartet.  

 

 Flüchtlinge: Der Bürgermeister berichtet vom Besuch des Bezirkshauptmanns Dr. 

Herbert Hauser und verliest folgendes Schreiben:  
 

 Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, sehr geehrter Herr Bürgermeister! 
Die Tiroler Landesregierung hat sich zur Flüchtlingspolitik in einer Grundsatzerklärung dazu 
bekannt, bei der Versorgung von AsylwerberInnen mit Wohnraum den Weg des Konsenses zu 
gehen und dabei die Tiroler Gemeinden aktiv in den Entscheidungsprozess miteinzubinden. 
Die Umsetzung und Koordinierung der Vorgangsweise erfolgt durch die Bezirkshauptleute. Der 
Landeshauptmann möchte bis Ende April einen Zwischenbericht haben. Vorweg bedanke ich 
mich recht herzlich für jene Aktivitäten, die dazu geführt haben, dass Asylwerber in den 
Gemeinden unseres Bezirkes untergebracht werden können. Dennoch ist es notwendig, 
gemäß der Bund-, Länder-, Gemeinden-Vereinbarung weitere Unterkünfte zu suchen. In 
Österreich wurden von 01.01.2016 – 10.03.2016 rund 9.000 Asylanträge gestellt. Dies erfordert 
die Schaffung ausreichender Kapazitäten für die Unterbringung von AsylwerberInnen im 
jeweiligen Zuständigkeitsbereich. Es wird daher seitens des Landes der dringende Appell an 
alle Gemeinden gerichtet, das Land bei der Bereitstellung von Asylquartieren zu unterstützen 
und aktiv mitzuwirken. Alle Gemeinden die im Sinne dieser Solidarität ihren Beitrag leisten, 
sollten auch  bei anderen notwendigen Infrastrukturmaßnahmen unterstützt werden. Ich bitte 
Sie deshalb alle, notwendige, neue Aktionen zu setzen, damit Unterkünfte geschaffen werden 
können und dies auch zu dokumentieren. Gemeinden, die keine freien Wohnkapazitäten zur 
Unterbringung von AsylwerberInnen anbieten, können alternativ geeignete und erschließbare 
Grundflächen für die Errichtung von AsylwerberInnen-Heime anbieten. Allerdings ist eine 
Unterbringung in Bestandsunterkünften und geeigneten Bestandsimmobilien der Vorzug zu 
geben. Bei der Bereitstellung von Asylquartieren soll zukünftig auch verstärkt an 
gemeindeübergreifende Lösungen (Planungsverbände, Regionen) gedacht werden. Nachdem 
die Zeit für einen Zwischenbericht Ende April drängt, möchte ich alle Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister (soweit nicht schon geschehen) in einem persönlichen Gespräch auf die 
Notwendigkeit weiterer Unterkünfte aufmerksam machen und gemeinsame, strategische 
Lösungsansätze erarbeiten. Sollten Ihnen nunmehr neue Unterkünfte bereits bekannt sein, 
bitte ich diese Bestandsimmobilien per E-Mail (bh.innsbruck@tirol.gv.at) 

https://de.wikipedia.org/wiki/Institution
https://de.wikipedia.org/wiki/B%C3%BCrger
mailto:bh.innsbruck@tirol.gv.at
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 an die Bezirkshauptmannschaft Innsbruck einzumelden. Von hier aus gibt es einen Jour-fixe 
mit dem Land Tirol, wo koordiniert die Unterkunftsbeschaffung ablaufen soll. Ich bitte 
abschließend nochmals um dringende Unterstützung dieses wichtigen Anliegens und bedanke 
mich im Voraus für die Bereitschaft dazu. Meine Sekretärin Frau Martina Weißeisen wird einen 
Besuchstermin bei Ihnen planen. Inzwischen verbleibe ich  
 
mit freundlichen Grüßen 
Der Bezirkshauptmann 

 

 Alt-Gemeinderäte: Auf Anfrage des BGM ist der Gemeinderat damit einverstanden, 

dass der Bürgermeister mit dem Vize den ausgeschiedenen GR-Mitgliedern als Dank 

und Anerkennung ein angemessenes Präsent überbringen soll.  

 

 Termin für die nächste GR-Sitzung: 03.05.2016  

 

GR
in

 Lydia Pittl 

 

 Vormerkung für `Gemeinde-Christbaum´ → Familie Köck (Kirchfeld 2)  

 

 

11. Auszahlungen aus dem Sozial- und Notfallfonds (geschlossener TO-Punkt) 

 

 

Gemäß Beschlussfassung ist der Tagesordnungspunkt 11 zur Gänze unter Ausschluss der 

Öffentlichkeit zu behandeln. Es wird auf das dafür eigens geführte Protokoll verwiesen.  

 

 

 

 

Da ansonsten keine weiteren Anfragen und Wortmeldungen vorliegen, schließt der 

Bürgermeister die Sitzung. 

 

v.g.g. 

 

Der Schriftführer: Der Bürgermeister: Gemeinderat/Gemeinderätin: 

   

   

   

(Alfons Valtiner) (Dietmar Schöpf)  
 


